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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
VII. ) 
Das Strafrecht auf dem Gebiete des Vereins- und Verſammlungsrechtes. 


Sowohl das Geſetz über das Vereinsrecht vom 15. November 
1867 als jenes über das Verſammlungsrecht enthalten eine Strafſanction 
und zwar in vollkommen übereinſtimmender Form; der $ 36 des erſt⸗ 
erwähnten ſowie der $ 19 des zweiten Geſetzes beſagen nämlich, daß 
„Verletzungen dieſes Geſetzes, inſoferne darauf das allgemeine Straf⸗ 
geſetz keine Anwendung findet, von den Gerichten als Uebertretungen 
mit Arreſt bis zur Dauer von ſechs Wochen oder mit Geldſtrafen 
bis zu zweihundert Gulden zu ahnden find.” Es iſt ſomit die Straſ⸗ 


) Vgl. Nr 21, 22, 23, 32 33, 35, 38, 39, 41 des Jahrg. 1875 dieſer 
Zeitſchrift. 5 
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ſanction von beiden Geſetzen als eine ſubſidiäre, das allgemeine Straf⸗ 
geſetz ergänzende aufgenommen und wir haben demnach ſowohl das 
Strafenſyſtem, wie es ſich aus dem allgemeinen Strafgeſetz entwickelt, 
nachzuweiſen, als jenes der Uebertretungen, welche auf Grund des 
Vereins⸗ und Verſammlungsgeſetzes von 1867 ſtrafbar ſind. 
Wir wollen uns zunächſt mit dem Vereinsrechte beſchäftigen. 
Aus dem Strafgeſetze von 1852 kommen diesbezüglich die Para⸗ 
graphe 285 — 299 in Betracht ). Dieſelben normiren Strafen: 
a) rückſichtlich der geheimen Geſellſchaften, 
b) wegen der Betheiligung an unterſagten oder aufgelösten Vereinen, 
e) für die Vorſteher einer erlaubten Geſellſchaft, welche der nach⸗ 
fragenden Obrigkeit Mitglieder abſichtlich verſchweigen. 


) Daß dieſe Beſtimmungen des Strafgeſetzes ſich noch in ungeſchwächter 

Kraft befinden, ſteht für uns außer Frage. Es wurde zwar in einem vor weni⸗ 

gen Jahren durchgeführten politiſchen Proceſſe von Seite der Vertheidigung nicht 

ohne Gewandtheit geltend gemacht (vgl. Proceß gegen Dr. Tauſchinski, Graz 1874 
— Rede von Dr. Berggruen, S. 164 u. ſ. w.), daß dieſe Beſtimmungen mit dem 

Vereinsgeſetze von 1867 hinfällig geworden ſeien, ſowie die analogen des Straf⸗ 

geſetzes von 1803 durch das Vereinsgeſetz von 1849 aufgehoben wurden. Dieſe 

beiden faſt identiſchen Vereinsgeſetze enthielten eben ſelbſt, ſo argumentirte die 

Vertheidigung, die Strafbeſtimmungen gegen Uebertretungen, während folche im 

Vereinsgeſetze von 1852 (und 1843, ſetzen wir hinzu) fehlten und daher durch 
die Strafgeſetze von 1852, beziehungsweiſe 1803 an die Hand gegeben werden 
mußten. Es iſt nun allerdings richtig, die Beſtimmungen des Strafgeſetzes über 

die Theilnahme an geheimen Geſellſchaften waren eine Zeit hindurch außer Kraft 

und man glaubte, mit der Strafſanction des Vereinsgeſetzes von 1849 ſein 

Auslangen finden zu können. Die bezeichnete Derogirung des Strafgeſetzes hat 

aber nicht durch das 49er Vereinsgeſetz eo ipso ſtattgefunden, fondern iſt die 

Wirkung des Strafmilderungspatentes vom 17. Jänner 1850, Art. XII geweſen. 
Der allerunterthänigſte Vortrag des Juſtizminiſters vom 18. December 1849, 
mit welchem das Letztere in Antrag gebracht wurde, erkennt ausdrücklich an, daß 
wenigſtens für jene Fälle, welche in dem neuen Vereinsgeſetze mit Stillſchweigen 

übergangen, wohl aber von dem früheren Geſetze als ſtrafbar erklärt ſeien, der 

Zweifel übrig bleibe, ob auf dieſelben die früheren Strafbeſtimmungen noch anzu⸗ 

wenden ſeien, und daß ſich eine ſpecielle Aufhebung daher als nöthig erweiſe. 

Wie ſomit das ganze Jahr 1849 hindurch die Strafbeſtimmungen über geheime 

Geſellſchaften ihre Herrſchaft noch neben dem Vereinsgeſetze behaupteten, ſo find 

die revidirten Beſtimmungen des 1852er Strafgeſetzes in Kraft getreten (1. Sep⸗ 

tember 1852), als das Vereinsgeſetz vom 26. November 1852 noch lange nicht 

publicirt war. Die behauptete Analogie des hiſtoriſchen Vorgangs würde daher 

durchaus nicht dafür entſcheiden, daß die Strafſanction des Vereinsgeſetzes von 

1867 ohne Weiteres den bezüglichen Beſtimmungen des Strafgeſetzes von 1852 

derogiren müffe, und daß ein innerer Widerſpruch zwiſchen den zwei Normen 


Alle dieſe Beſtimmungen betreffen die formelle, polizeiliche Seite 
des Vereinslebens und es iſt bei näherer Betrachtung ſofort klar, daß dieſelben 
nur die Steigerung jener Uebertretungen betreffen, welche ſchon durch 
das Vereinsgeſetz verpönt find; die in beſonders beſtimmten Fällen 
doloſer Weiſe erfolgte Verletzung jener Pflicht der Oeffentlichkeit, welche 
wir als Poſtulat des Vereinslebens nachgewieſen haben ), iſt faſt 
durchwegs das von dem Strafgeſetze getroffene Object. Das Syſtem 
der auf dem Gebiete des Vereinslebens ſtrafrechtlich verpönten Handlun⸗ 
gen baut ſich uns daher als ein einfaches, ungetheiltes auf, mag die 
Strafſanction der einzelnen Delicte in dem allgemeinen Strafgeſetze oder 
dem Vereinsgeſetze liegen, und als ſolches wollen wir es hiermit zu 
entwickeln verfuchen. 

Die erfte Uebertretung, welche im Leben eines Vereines began⸗ 
gen werden kann, beſteht in der Nicht-Anzeige der beabſichtigten Bildung 
desſelben oder in der Nicht⸗Vorlage der Statuten. Sie iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſchon begründet durch eine lediglich culpoſe Unterlaſſung und 
fällt nach dem klaren Wortlaute des §S 4 V. G. nur den Unternehmern 
zur Laſt; die Mitglieder, welche ſich dem nicht rite conſtituirten 
Vereine anſchließen, können deßhalb allein der Strafe nicht verfallen 3). 
In dieſem Umfange iſt die Uebertretung zweifelsohne nur der vereins⸗ 
geſetzlichen Strafſanction unterworfen, aber auch dann, wenn Anzeige 
und Statutenvorlage abſichtlich unterlaſſen werden, greift das allgemeine 
Strafgeſetz noch lange nicht ein. 7 

Der nicht angemeldete Verein wird vielmehr erft dann zur ge- 
heimen Geſellſchaft, wenn a) ſein Daſein oder b) ſeine Statuten 
der Obrigkeit abſichtlich verheimlicht werden, wenn alſo beſondere 
Vorkehrungen ſtattfinden, um die Behörde über die Exiſtenz oder das 
Weſen des Vereines irrezuführen, und erſt dann kann das Vergehen 
der Theilnahme an einer geheimen Geſellſchaft mit den verſchiedenen 
von dem Strafgeſetze normirten Abſtufungen der ſtrafbaren Thätigkeit 
für Inländer und Ausländer begründet fein ). Im letzteren Falle, bei 
der Anwendung des allgemeinen Strafgeſetzes, wechſelt der Strafſatz 
nach einer genau normirten Gradation vom einfachen Arreſt zwiſchen 
einem und drei Monaten bis zum ſtrengen Arreſt zwiſchen einer Woche 
und einem Jahre und eventuell tritt noch der Verfall von Geld und 
ande ren Vermögensobjecten hinzu. Im erſteren Falle hingegen hat der 
Richter völlig freien Spielraum innerhalb jeues einheitlichen Strafſatzes, 
welcher für alle Uebertretungen des Vereinsgeſetzes feſtgeſtellt iſt. Es 
wird ſich daher als naturgemäße Gliederung im Allgemeinen, ohne 
Berückſichtigung der Individualität der Vereinsreate und der Vereins⸗ 
frevler, nur die ergeben, daß die doloſe Uebertretung des Publicitäts⸗ 
princips höheren Strafen unterliegt als die lediglich culpoſe, daß die 
Nicht⸗Anzeige der Exiſtenz des Vereines ſchwerer wiegt als die Nicht⸗ 
Vorlage der Statuten u. ſ. w. Das Vereinsgeſetz von 1849, welches 
rückſichtlich der nicht⸗politiſchen Vereine die Pflicht der Vorlage der 
Statuten und der Anzeige des Vorſtandes als einzige Normativbeſtim⸗ 
mung aufſtellte, belegte die Verletzung derſelben mit einer Geldſtrafe 
von 10 — 100 fl., bei politiſchen Vereinen, die mit einer Fülle von 
Cautelen und Strafandrohungen umgeben waren, ſtand in dieſem Punkte 
die gleiche Strafſanction ſeſt ), obwohl in anderen Beziehungen die Geld⸗ 


nicht obwalte, hoffen wir durch unſere Unterſuchung nachzuweiſen. Nicht darum 
handelt es ſich in einem modernen Vereinsgeſetze, alle jene Thätigkeiten, „welche 
in Beziehung auf Aſſociationen aus dem Standpunkte des conſtitutionellen Staats⸗ 
rechts überhaupt ſtrafbar erſcheinen“, mit Strafe zu bedrohen, wie der erwähnte 
allerunterthänigſte Vortrag aunimmt, und noch weniger wird die dort vorausge⸗ 
ſetzte Unangemeſſenheit zu Tage treten, daß gewiſſe Uebertretungen cumulativ 
mit Strafe belegt werden, wenn das Strafgefetz in richtiger Weiſe die ſchwereren 
und gefährlicheren Vereinsdelicte herausgreift und in ſein Gebiet einbezieht. Es 
iſt daher für die Auffaſſung des Gegenſtandes gewiß auch von hoher Bedeutung, 
daß der unter der Herrſchaft des jetzigen Vereinsgeſetzes verfaßte Regierungsentwurf 
eines neuen Strafgeſetzes auf die Beſtrafung geheimer Geſellſchaften nicht verzich⸗ 
tet, ſondern im § 151 „die Theilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Ver⸗ 
faſſung oder Zweck vor der Regierung geheim gehalten werden ſoll“, an den 
Mitgliedern mit Gefäugniß bis zu 6 Monaten, an den Stiftern und Vorſtehern 
aber mit Gefängniß von 1 Monate bis zu 1 Jahre bedroht. 

) Vgl. Nr. 32 des Jahrg. 1875 dieſer Zeitſchrift. 

°) 8 4. „Die beabſichtigte Bildung eines den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
unterliegenden Vereines iſt, bevor derſelbe in Wirkſamkeit tritt, von den Unter⸗ 
nehmern der politiſchen Landesſtelle ſchriftlich unter Vorlage der Statuten anzuzeigen.“ 

) Vgl. Herbſt, Handbuch des allg. öſt. Strafrechtes, II. 4. Aufl. S. 53 
u. ſ. w. im Gegenſatze zu Kudler's Ausführungen (Erklärung des Strafgeſetzes 
über ſchwere Polizei⸗Uebertretungen, S. 105). > 

) Es heißt zwar nur „bis zu 100 fl.“, das Minimum von 10 fl. iſt 

aber wohl lediglich in Folge eines lapsus calami weggeblieben. 
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Strafen bis zu 300 fl. aufſtiegen. Zwiſchen 10 und 100 fl. konnte ſich ſomit die 
Strafbemeſſung nach den oben erwähnten Kategorien bewegen und es iſt 
nur auffällig, daß im Gegenſatze zu unſerer Auffaſſung des gelten den 
Vereinsrechts nach dem Geſetze von 1849 (wenigſtens rückſichtlich der 
politiſchen Vereine) für die Unterlaffung der in Rede ſtehenden An⸗ 
zeigen nicht nur jeder Gründer oder Vorſteher, ſondern auch jedes Mit⸗ 
glied verantwortlich erklärt war ). 

Daß die Nicht⸗Erfüllung der Anzeigepflicht auch eine theilweiſe 
ſein könne, z. B. wenn die Anzeige nur mündlich und nicht ſchriftlich 
erſtattet wird, wenn die Statuten bloß in einem oder überhaupt in 
weniger als ſünf Exemplaren vorgelegt werden, wenn in denſelben den 
geſetzlichen Normativbedingungen nicht entſprochen iſt u. ſ. w., braucht 
nicht beſonders hervorgehoben zu werden. Desgleichen bedarf es keines 
eingehenden Nachweiſes, daß der Arreſt, welcher im Vereinsgeſetze ſtets 
in gleicher Linie mit der Geldſtrafe angedroht iſt, ſtets unmittelbar und 
nicht blos ſubſidiär in Frage kommt, unter Umſtänden auch hier ſchon 
zur Anwendung gelangen kann. Zumal dann, wenn Mahnungen oder 
Geldſtrafen wiederholt fruchtlos angewendet wurden, um die Anzeigen zu 
erzw ingen, wird der Arreſt platzgreifen können. 

Sit die Anzeige richtig erfolgt, hat aber die Landesſtelle hierauf 
die Bildung des Vereines unterſagt, ſo iſt die Möglichkeit der zweiten 
Uebertretung im Vereinsleben gegeben, nämlich der Thätigkeit trotz 
erfolgter Unterſagung. Nach dem Vereinsgeſetze von 1849 konnte die 
Strafe in dieſem Falle für jedes Mitglied mit ſtrengem Arreſt bis zu 
ſechs Monaten bemeſſen werden, das Vereinsgeſetzt von 1867 entbehrt 
der auf diefen Fall bezüglichen Beſtimmungen überhaupt, denn derſelbe 
iſt von den 88 297 und 298 des allgemeinen Strafgeſetzes ergriffen, 
und die Uebertretung ift daher jetzt aus dem Kreiſe der ſpecifiſchen vereins⸗ 
rechtlichen Delicte entfernt ). 

Die Strafe, welche das Vereinsgeſetz von 1849 auf die Nicht⸗ 
Anzeige der Vereinsgründung legte, iſt dort ohne Unterſchied auch auf 
die Nicht⸗Anzeige der Conſtituirung und Erneuerung des Vereinsvor⸗ 
ſtandes geſetzt. Ein analoger Vorgang auf Grund des Geſetzes von 
1867 würde ſich nach unſerer Meinung nicht rechtfertigen laſſen. Die 
zwei zu vergleichenden Acte — Vereinsgründung und Vorſtandswahl — 
ind von jo verſchiedener Bedeutung, daß eine gleiche Behandlung der⸗ 
ſelben uns als durchaus unzuläſſig erſcheint; nur eine weit gelindere 
Beſtrafung durfte ceteris paribus im zweiten Falle das Rich⸗ 
tige ſein. 

Die Nicht⸗Anzeige der Vereinsverſammlungen wird mit der unter⸗ 
laſſenen Anmeldung des Vereinsvorſtandes diesbezüglich auf gleicher 


e) Wir werden im Verlaufe der ganzen Unterſuchung vielfach das Ver⸗ 
einsgeſetz von 1849 zum Vergleiche herbeiziehen und erinnern daher von vorne⸗ 
herein, daß die fernerhin zur Sprache kommenden Beſtimmungen desſelben fich ledig⸗ 
lich auf politiſche Vereine beziehen. Nur für letztere war damals ein Syſtem der 
Ueberwachung in allen Phaſen des Vereinslebens aufgeſtellt und dem entſprechend 
ein Syſtem von Strafbeſtimmungen entwickelt. Wenn indeſſen das Vereinsgeſetz von 
1867 das Syſtem der Controle in ſichtlicher Nachbildung auf alle Vereinsgruppen aus⸗ 
gedehnt hat, ſo wird es wohl ſtatthaft ſein, die Analogieen des Strafenſyſtems gleich⸗ 
falls erweiternd zu conſtruiren. Das Vereinsgeſetz von 1852 läßt uns in diefer Hinſicht 
ganz im Stiche, denn es enthält, wie ſchon erwähnt, gar keine Strafbeſtimmung. Dies 
iſt aber nicht etwa der Fall, weil das Strafgeſetz das Nöthige vorgeſehen, ſon dern 
weil dem Princip der Conceſſionirung entſprechend das Vereinsgeſetz von 1852 
darauf verzichtet, die Pflichten der Vereine rückſichtlich ihrer Gebarung von vorne⸗ 
herein im Allgemeinen zu figiven. Das ganze Geſetz von 1852 enthält faſt nur 
Beſtimmungen über die Bildung der Vereine, ſei es über die Genehmigung, ſei 
es über die Ermächtigung zu den vorbereitenden Maßregeln und die Bedingun⸗ 
gen derſelben, ſodann über die freiwillig oder von Amtswegen erfolgende Auflö⸗ 
fung. Rückſichtlich der Aufſicht über das Vereinsleben war nur das allgemeine 
Recht der Staatsverwaltung gewahrt, in die Geſchäftsgebarung jedes Vereines 
Einſicht zu nehmen, über die Beobachtung der bei Genehmigung des Vereines 
oder durch allgemeine Vorſchriſten angeordneten Beſtimmungen zu wachen und 
eventuell einen Vereinscommiſſär zu beſtellen (8 22). In dieſen bei Genehmigung 
der Vereine von Fall zu Fall gegebenen Beſtimmungen lag das Schwergewicht 
des Ueberwachungsſyſtemes nach der Geſetzgebung von 1852, wenn ſich ein ſol⸗ 
ches trotz des principiellen Ausſchluſſes aller politiſchen Vereine, trotz der Aengſt⸗ 
lichkeit bei der Conceſſionirung noch hie und da als nöthig erwies. Für die 
Uebertretung dieſer ſpeciellen Vorſchriften war aber die Möglichkeit einer Beſtra⸗ 
fung von Seite der anordnenden, politiſchen Behörde ſchon durch die allgemeinen 
vielberufenen Verordnungen vom 25. April 1854 (R. G. Bl. Nr. 102) und 
vom 30. September 1857 (R. G. Bl. Nr. 198) gegeben. 

) Das Strafgeſetz hat allerdings ausdrücklich nur Vereine im Auge, 
welchen die Bewilligung zur Gründung (nach dem Vereinsgeſetze von 1852) 
verweigert wurde, es ſcheint uns aber unzweifelhaft, daß die Unterſagung der 
Gründung (wie ſie das Vereinsgeſetz von 1867 kennt) noch ſchwerer ins Gewicht 
fallen muß als die Verweigerung der Conceſſion. 


Stufe ftehen )., über dieſelbe hinaus erheben ſich nur die Verſuche, 
jene Controlmittel zu vereiteln, welche das Geſetz in der Normirung 
des Vereinscommiſſariates, der Pflicht der Vereine, Verſammlungspro⸗ 
tokolle zu führen, des Rechtes der Regierung, in letztere Einſicht zu 
nehmen u. ſ. w., geſchaffen hat. In ſolchen Fällen allerdings liegt 
immer entweder eine Widerſetzlichkeit gegen eine beſtimmte, geſetzlich 
begründete Forderung der Regierung vor, z. B. wenn dem Vereins⸗ 
commiſſär der geforderte Platz in der Verſammlung, Auskunft über die 
Redner, die Führung eines Protokolls verweigert wird ), oder eine 
doloſe Irrefuͤhrung der Behörde, z. B. wenn unvollſtändige, gefälſchte 
Vereinsprotokolle vorgelegt, die vertheilten Rechenſchaftsberichte verheim⸗ 
licht werden u. ſ. w. Hier iſt es daher ſehr begreiflich, wenn man zu 
den höchſten Strafſätzen des Vereinsgeſetzes auffteigt, denn die Analogie 
der verpönten Handlungen mit der durch das allg. Strafgeſetz ($ 298 
und 299) getroffenen Thätigkeit eines verbotenen Vereines oder der 
abſichtlichen Verſchweigung der Mitglieder eines erlaubten Vereines iſt 
eine geradezu zwingende zu nennen. Was ſpeciell die Vorlage der Re⸗ 
chenſchaftsberichte anbelangt, ſo iſt zwar zur Erzwingung derſelben eine 
Ordnungsſtrafe (bis zu 10 fl.) durch das Geſetz normirt. Bei dieſer 
wird es aber gewiß nur im Falle der nicht weiter qualificirten Säumig⸗ 
keit ſein Bewenden haben, ſowohl im Falle der Renitenz als im Falle 
doloſer Verheimlichung ift eine unter den allgemeinen Strafſatz zu ſub⸗ 
ſumirende Uebertretung des Vereinsgeſetzes gegeben. 

So viel über die Verletzung der Publicitätspflicht im Vereinsle⸗ 
ben. Die Oeffentlichkeit des Vereinslebens hat aber auch ihre Schranken und 
die Ueberſchreitung derſelben muß ſomit gleichfalls unter Strafe ſtehen. 
Hiermit wollen wir uns nunmehr beſchäftigen. 

Das Geſetz von 1849, welches principiell für die weiteftgehende 
Oeffentlichkeit des Vereinslebens eingenommen war, da es in derſelben 
die wirkſamſte Garantie gegen Ausſchreitungen erblickte 1), konnte doch 
nicht umhin, in jenem Paragraph ſelbſt, welcher die Pflicht unbeding⸗ 
ter Oeffentlichkeit ſtatuirte, die Oeffentlichkeit wieder zu beſchränken durch 
die Ausſchließung aller Frauensperſonen (auch als Zuhörerinnen) von 
politiſchen Vereinsſitzungen ſowie durch das Verbot der Verwendung 
von Staats⸗ oder Communalgebäuden zu ſolchen Verſammlungen. Die 
Theilnahme von Minderjährigen und Bewaffneten ſowie das Tragen 
von Vereinszeichen war an anderer Stelle unterſagt. Dieſe allgemeinen 
Verbote nicht ganz erſchöpfend war nun folgendes Strafenſyſtem nor⸗ 
mirt. Werden Frauen oder Minderjährige als Mitglieder aufgenommen, 
fo verfällt jedes Mitglied des Vorſtandes (doch nur jedes zuſtimmende 2!) 
in eine Strafe bis 100 fl.; wenn Frauen als Zuhörer oder wenn 
Bewaffnete in eine Sitzung zugelaſſen werden, ſo verfällt jedes anwe⸗ 
ſende (und zuſtimmende?) Mitglied des Borſtandes in eine Geldſtrafe 
bis 50 fl.; die an der Sitzung theilnehmenden Frauen und Bewaffne⸗ 
ten unterliegen einer Strafe bis 20 fl. ſowie diejenigen, welche poli⸗ 
tiſche Vereinsabzeichen tragen. Wie man ſieht, fehlt die unmittelbare 
Strafandrohung für die in einen politiſchen Verein eintretenden Frauen 
und Minderjährigen, 
Communalgebäuden. 

Nach der Geſetzgebung von 1867 ſind die Schranken anders 
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ſodann für die Verwendung von Staats- oder 


gezogen; wie die Zulaſſung von Bewaffneten, jo muß jetzt auch die. 


Betheiligung von Fremden an den Vereinsverhandlungen (die geladenen 
Gäſte allein ausgenommen) ſtets unter Strafe ſtehen, von politiſchen 
Vereinen ſind ſämmtliche Ausländer ausgeſchloſſen, hingegen iſt das 
Verbot der Theilnahme von Frauen an den politiſchen Vereinsverſamm⸗ 
lungen, wenn dieſelbe in der Eigenſchaft von Zuhörerinnen erfolgt, nun⸗ 
mehr entfallen 1). Eine Lücke in der Strafſanction iſt bei der Allge⸗ 


6) Den Fall einer geheimgehaltenen Sitzung, das Seitenſtück des 
geheimen Vereines, ſchließen wir dabei natürlich aus. Das Vereinsgeſetz von 
1849 belegte dieſe Uebertretung mit Arreſt bis zu drei Monaten für jedes Mit⸗ 
glied, mit ſtrengem Arreſt bis zu ſechs Monaten für den Vorſitzenden; es wer⸗ 
den dem enlſprechend, da das Gebiet des allg. Strafgeſetzes ganz nahe geſtreift 
wird, auch hier die höchſten Strafen, welche das Vereinsgeſetz kennt, zur Anwen⸗ 
dung kommen müſſen. e 5 x x 

e) Merkwürdiger Weiſe verhängt das 1849er Vereinsgeſetz über dieſe Fälle von 
Renitenz ganz die gleiche Strafſanction „bis zu 100 fl.“ wie über die einfache 
Unterlaſſung einer Anzeige. 155 f . 

10) V. G. von 1849, 8 10: „Jeder politische Verein muß ſeine Sitzungen 
öffentlich halten. Dieſe Oeffentlichkeit darf weder durch ein directes noch indirec⸗ 
tes Mittel beſchränkt werden“. b 5 N 

1) Für die Fernehaltung von Bewaffneten iſt der Vorſitzende im § 14 be⸗ 
ſonders verantwortlich gemacht, obwohl ihm ſchon nach 8 17 die Sorge für die 
Wahrung des Geſetzes ſpeciell zuſteht. Selbſtverſtändlich iſt durch dieſe beſondere Ver⸗ 
pflichtung des Präſidenten die Haftung der bewaffneten Theilnehmer nicht aufgehoben. 


meinheit der jetzt giltigen Beſtimmungen natürlich nicht vorhanden, die⸗ 
ſelben reichen aus, um jeden der verpönten Fälle mit Strafen zu bele⸗ 
gen, und was die Gradation derſelben anbelangt, ſo ergeben ſich nach 
dem Muſter des Geſetzes von 1849 zunächſt folgende Unterſcheidungen. 
Es ift gewiß, daß überall, wo die unerlaubte Theilnahme beſtimmter Per⸗ 
ſonen (ſei es von Ausländern, Frauen, Minderjährigen, ſei es von 
Fremden und Bewaffneten) in den oben erörterten Fällen in Frage 
kommt, die ſchwerere Verantwortung in der Regel die conſentirenden 
Vereinsrepräſentanten trifft 12). Daß die Zulafſung von Auslän⸗ 
dern u. ſ. w. zur Mitgliedſchaft ſtrenger ſtrafbar ſein müſſe als 
die Zulaſſung von Bewaffneten zu einer einzelnen Sitzung, möchten 
wir im Allgemeinen (abgeſehen von den Fällen beſonderer Gefahr 
einer bewaffneten Verſammlung) wegen des prämeditirten, ein dauern⸗ 
des Verhältniß begründenden Charakters der erſteren Beſchlußfaſſung 
ebenfalls bejahen. Hingegen erſcheint es uns ſehr zweifelhaft, 
ob das bewaffnete Eindringen in eine Vereinsverſammlung (denn 
nur ein ſolches iſt bei der unfertigen Entwicklung des Vereins⸗ 
rechtes und ſpeciell des Hausrechtes überhaupt ſtrafbar) nie ſchwerer 
geſtraft werden dürfte als das Tragen eines Vereinsabzeichens. 

Zu den Schranken des öffentlichen Wirkens der Vereine haben 
wir ſchließlich das Verbot demonſtrativer Kundgebungender im § 20 13) 
beftimmten Art und des Entſendens von Maſſendeputationen (§ 23) 19 
zu zählen. Die Verantwortung für die erſteren kann auf die Theilnehmer 
an der Verſammlung oder an der Vorſtandsſitzung fallen, je nachdem die 
Kundgebung von dem einen oder anderen Factor des Vereines ausgegangen 
it, und zwar nach dem größeren oder geringeren Grade des Einfluſſes, 
welchen jeder einzelne Theilnehmer auf das Zuſtandekommen der Demonſtra⸗ 
tion gehabt hat oder auf die Verhinderung derſelben hätte üben können. Das 
Vereinsgeſetz von 1867 nimmt die Auflöſung des Vereines nicht gleich 
jenem von 1849 als nothwendige ſondern nur als mögliche Folge 
einer ſolchen Demonſtration in Ausſicht, es werden daher, zumal bei 
der erſten Uebertretung dieſer Art, die gewöhnlichen Geld⸗ oder Arreſt⸗ 
ſtrafen in Anwendung kommen. In derſelben Weiſe wird die Entſendung 
einer Deputation von mehr als 10 Perſonen an denjenigen zu ahnden 
ſein, welche dies in der Vorſtands⸗ oder Plenarverſammlung beſchloſſen 
haben, und an denjenigen, welche ſich in eine ſolche Deputation wählen 
laſſen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Hinzufügung eines neuen Vornamens it einer (unſtatthaften) 
Aenderung des Vornamens gleichzuhalten ). 


Eduard F. in T. iſt bei der dortigen Statthalterei um die Be⸗ 
willigung eingeſchritten, daß ſein am 24. Februar 1861 geborener und 
vom evangeliſchen Pfarrer C. daſelbſt auf die Namen Emil Adolf. 
Ernſt getaufter Sohn den Vornamen „Miloſch“ tragen dürfe. 


Dieſem Geſuche hat die Statthalterei mit Erlaß vom 24. Sep⸗ 
tember 1876 unter Offenlafſung des Miniſterialrecurſes mit der Moti⸗ 
virung keine Folge gegeben, daß ſie ſich nicht für befugt erachte, Aen⸗ 
derungen von Taufnamen zu geſtatten. 

F. legte die Miniſterialberufung ein, worin er behauptete, daß die 
Statthalterei ihn mißverſtanden habe, indem er nicht um die Aende⸗ 
rung des Vornamens ſeines minderjährigen Sohnes, ſondern nur um die 
Geſtattung gebeten habe, daß dieſer ſeinem Vornamen den Namen Miloſch 
beifügen dürfe, und daß dieſer Name auch in der T. . . er evangeliſchen 


12) Daß die letzteren nach dem Vereinsgeſetze von 1867 nicht eben Vor⸗ 
ſtandsmitglieder ſein müſſen, liegt, da die Vallotage ja auch vom Plenum des 
Vereines geübt werden kann, auf der Hand, wohl aber wird die Verantwort⸗ 
lichkeit der bloß im Plenum votirenden Vereinsgenoſſen meiſtens eine ſehr ge⸗ 
ringe ſein. 

5 = § 20. Von keinem Vereine dürfen Beſchlüſſe gefaßt oder Erläſſe aus⸗ 
gefertigt werden, welche dem Strafgeſetze zuwiderlaufen oder wodurch nach In⸗ 
halt oder Form der Verein in einem Zweige der Geſetzgebung oder Exeeutivge⸗ 
walt ſich eine Autorität anmaßt. 5 

14) 8 23. Petitionen oder Adreſſen, die von Vereinen ausgehen, dürfen 
von nicht mehr als zehn Perſonen überbracht werden. 

) Vergl. die Mitth. in Nr. 40, S. 158 des Jahrg. 1871 dieſer Zeitſchrift. 
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Taufmatrik nachträglich beigeſetzt werde. Wie aus dem Recurſe hervorgeht Wiener Zeitung und in das Reichsgeſetzblatt ) eingerückt wird, in denjenigen 

war der Grund ſeines Geſuches der, daß ſein gedachter Sohn ſchon Gemeinden, in welchen ſich Ueberfuhren befinden, beſonders kundmachen zu laſſen 

ſeit jeher Miloſch genannt wird und daß es ſich nur darum handle, und dafür Sorge tragen zu wollen, daß dieſelbe in kürzeſter Zeit bei allen Ueber⸗ 

dieſes factiſche Verhältniß mit den Angaben im Taufregiſter in Ein- fuhren zur Ausführung gelange und genau befolgt, ſo wie, daß den ſonſtigen 

klang zu bringen. den Ueberfuhrunternehmungen rückſichtlich der Sicherheit des Betriebes obliegen⸗ 
Das Minifterium des Innern hat unterm 21. October 1876 den Verpflichtungen gehörig entſprochen werde. 

3. 14601 dieſem Recurſe des F. keine Folge zu geben befunden, „weil 


eine Umänderung der Vornamen geſetzlich unzuläſſig erſcheint und die ) R. G. B. Nr. 128 de 1876. 
begehrte Hinzufügung eines neuen Vornamens einer Aenderung des Vor⸗ a Se. 
namens gleichzuhalten iſt.“ W. a 


| Se. Majeſtät haben dem Wundarzte Johann Tragſeil zu Lans in 
Tirol das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Schiffbau⸗Ingenieur Joſeph Schaller das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
Direction in Bolechow Kornel Czemerynski das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 


& - inen Schüler das Disciplinarmittel des Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wr. Polizeidirection Guſtav 
e 0 92 Pokorny das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 


Zurückhaltens nach der Schulzeit auf zwei Stunden in Anwendung Se. Majeſtät haben dem Bezirks ; 

5 Sn 5 5 1 zirkshauptmanne Alfons Pavich v. auen⸗ 
gebracht. Hierüber ging die Pflegemutter Abends zum Ortsſchulraths⸗ thal in Liezen die Würde eines Truchſeſſen verliehen. N 
Obmanne Beſchwerde erheben. Nachdem dieſer in feinem Handlungsge⸗ Se. Majeſtät haben dem Wiener Bürger Florian Müller das goldene 
ſchäfte war, beſtellte er die Frau zur Aufnahme ihrer Beſchwerde auf Verdienſtkreuz verliehen. 


9 Uhr des nächften Tages in die Gemeindekanzlei, in welcher auch er w e Adalbert Winternitz in Kla⸗ 


amtirt. Dies veranlaßte die Frau, den Obmann zu beſchimpſen. Hier⸗ Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Hieronymus Hof zum 
über machte letzterer die Anzeige an den Bezirksſchulrath und bat um Finanzrathe, den Finanzcommiſſär Dr. Joſeph Moriz Edlen b. Morizburg 
Beſtrafung der Beleidigerin. Der Bezirksſchulrath trat den Act an die zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Otto v Ottenthal zum Finanz 
Bezirkshauptmannſchaft ab, welche hierauf die Frau am 16. Februar i für den Bereich der Finanz⸗Landes⸗Direction in Innsbruck 
1876 auf Grund des $ 12 lit. b der kaiſerlichen Verordnung vom Der Handelsminiſter hat den Poſtamtsverwalter Valentin Ptaszek in 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer Geldſtrafe von 5 ſl. Przemysl zum Oberpoſtcontrolor in Lemberg ernannt. 

oder 24 Stunden Arreſt verurtheilte. Dem Recurſe der Frau gab die Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Dr. Guſtav v. Gaſtei⸗ 
k. k. Landesregierung am 10. März 1876, Zahl 1392 ſtatt, hob ger zum Statthaltereiſeerctär in Tirol ernannt 


5 8 e Der Miniſter des Innern hat den Bezirksinſpector bei der Wiener Sicher⸗ 
das Straferkenntniß auf, weil der $ 12 der kaiſerlichen Verord⸗ heite wache Karl Laßingleuthner und den Concipiſten der Wiener Polizei⸗ 


nung vom 20. April 1854, im Abſatze b nur Beleidigungen eines direction Dr. Filipp Rodlberger zu Polizeicommiſſären in Wien ernannt. 

Gemeindevorſtehers bei Vollziehung eines Auftrages zum Gegenſtande — 

hat und wies den Ortsſchulraths⸗Obmann an, ſeine Klage wegen Ehren⸗ Erledigungen. 

beleidigung beim competenten Gerichte anhängig zu machen. 5 Zwei Conceptsprakticantenſtellen im Status der politiſchen Verwaltung in 
Das Miniſterium des Innern gab hingegen am 8. April, Z. 4434, Kärnten mit Adjuten von jährl. 500 fl bis Ende December. (Amtsbl Nr. 279.) 

dem Recurſe des Ortsſchulrathes Folge und erkannte, daß fich die Frau Forſtelevenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 


5 the fer (Ehr a : g Wien mit dem Adjutum von 500 fl, bis 25. December. (Amtsbl Nr. 280.) 
gegenüber dem Ortsſchulraths⸗Obm 1 e e . . | Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, eventuell eine Forſteleven⸗ 
des § 1339 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſchuldig gemacht ſtelle mit 500 fl. event. 600 fl. bis Mitte Jänner 1877. (Amtsbl. Nr. 284.) 


habe und demzufolge im Grunde der Miniſterial⸗Verordnung vom | —m—m 

30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu einer Geldſtrafe im Soeben erschien: 

Betrage von Einem Gulden, welche im Falle der Uneinbringlichkeit in 8 Fi ; . 

eine Arreſtſtrafe von 6 Stunden nn Ni Br ee Die anz Desterpeichs II III Jahrhundert. 
Der Ortsſchulraths⸗Obmann ſtellte hierauf in eigener Eingabe an Nach Tant hixaliscl 

das Miniſterium des Inneru folgende Bitte: „Nachdem die Nothwendig⸗ * gi a nz 

keit des Rechtsſchutzes für den Obmann des Orteſchulrathes bei Aus (XII und 458 Seiten). gr. 8. geheftet. Preis 5 fl. 

übung feiner Functionen ſich eben ſo nothwendig herausſtellt, als dies Gegen gef. Postanweisung von 5 fl. 15 kr. erfolgt portofreie 

bei Gemeindevorſtehern der Fall iſt, ſo bitte ich in tiefſter Ehrfurcht, Zusendung dureh die 


das hohe Miniſterium geruhe im Verordnungswege die Einreihung der Manz’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhan dlung, 


Ortsſchulraths⸗-Obmänner find nicht wie Gemeindevorſteher durch 

$ 12 lit. b der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, 

N. G. Bl. Nr. 96 gegen ungeſtümes und beleidigendes Verfah⸗ 
ren der Parteien geſchützt. 


. 


Ortsſchulräthe unter den Abſatz b des § 12 der kaiſerlichen Ver⸗ e 
ordnung vom 20. April 1854, gleich den Gemeindevorſtehern gnädigſt — 
zu verfügen“. . Soeben iſt in Commiſſion bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei in Wien 


Das Miniſterium des Innern gab am 8. April 1876, Nr. 4481, el 115 26) ar und durch den Verlag derſelben, ſowie durch 
dieſem Geſuche keine Folge, „weil dem geſtellten Begehren nur im e uchhandlungen zu beziehen: 


Wege der Geſetzgebung entſprochen werden könne“. Kärnt.⸗Gem.⸗Bl. Niederöſterreichiſcher 
e 
 Amts- Kalender 
Berordnungen. | | 
9 für das Jahr 1877. 
Erlaß des Miniſters des Innern vom 16. October 1876, 3. 9554, wegen beſonderer XII. Jahrgang. 
Kundmachung und Aus führungsüberwachung der Verordnung des Miniſteriums des Mit Benützung amtlicher Quellen zuſammengeſtellt. 
Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium vom 16. October 1876, mit gr. 8. Steif geb. in Leinwandrücken. 7 Bogen. 2 fl. ö. W. 
welcher Maßregeln zur Hintauhaltung von Uuglücksfällen durch die Ueberlaſſung der „ Sdguntliche Notizen entsprechen dem neweſten Stande, größtentheils ſogar jenem unmittelbar por 
Ueberfuhrsfahrzeuge getroffen werden. wier Bern Hin en ee ee ear enkel, ce ne ut de 
Zur Hintanhaltung bon Unglücksfällen in Folge Ueberlaſſung der Ueber⸗ neueſten, weſentlich bereicherten Ausgabe als Hilſs⸗ und Nachſchlagebuch Jedermann die beſten Dienſte 


0 leiſten wird. 
fuhrfahrzeuge findet das Miniſterium des Innern, im Einvernehmen mit dem — 


k. k. Handelsminiſterium und dem k. k. Ackerbauminiſterium die anruhende Ver⸗ g * 
ordnung zu erlaſſen. Hiezu zwei literariſche Beilagen. 
Ich erſuche Hochdieſelben, dieſe Verordnung, welche unter Einem in die 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 
* 


